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►AKTUELL: ABSETZBARKEIT VON KRANKENKASSENBEITRÄGEN 

Krankenversicherungsbeiträge sind seit 2010 wei-
testgehend vollständig steuerlich absetzbar – was 
nicht ohne Einschnitte bei anderen Möglichkeiten 
zum Sonderausgabenabzug erkauft wurde. Proble-
matisch ist jedoch der Fall, dass 2010 Erstattungen 
gezahlt wurden, die wirtschaftlich 2009 betreffen. 
Dann ist ungeklärt, ob diese Erstattungen das Ab-
zugsvolumen im Jahr 2010 reduzieren oder nicht. 
Damit geht schlimmstenfalls wegen der Rückzah-
lung 2010 Steuerabzugspotenzial verloren, während 
die Hinzahlung 2009 steuerlich nicht berücksichti-
gungsfähig war. Der Steuerzahler wird durch das 
Hin- und Rückzahlen nicht leistungsfähiger, zahlt 
aber gleichzeitig mehr Steuern. Dies verstößt gegen 
eines der elementaren Grundprinzipien des Steuer-
rechts, das man als Nettoprinzip bezeichnet. Im ge-
genteiligen Fall des Hin- und Herzahlens durch den 

Bürger argumentiert der Gesetzgeber auch damit, 
dass nur die endgültige Belastung als Sonderausgabe 
oder außergewöhnliche Belastung gewertet werden 
darf. Ob hier anderes z. B. aus Vereinfachungsgrün-
den hingenommen werden muss, ist offen. 
Der Bund der Steuerzahler Deutschland e. V. unter-
stützt eine Musterklage vor dem Hessischen Finanz-
gericht (Az. 5 K 1116/12), die dies rechtlich klären 
soll. Wer in einer ähnlichen Situation ist und gegen 
seinen Einkommensteuerbescheid 2010 noch Ein-
spruch einlegen kann, sollte mit diesem Rechtsmittel 
die Möglichkeit offen halten, an einer eventuellen 
bürgerfreundlichen Entwicklung teilzuhaben. Dieses 
Engagement sei dem Bund der Steuerzahler ge-
dankt. Weniger glücklich bin ich mit der aggressiven 
und m. E. rechtswidrigen telefonischen Mitglieder-
werbung des Vereins, da lege ich unverzüglich auf. 

►FÄLLIGKEITSTERMINE STEUERN UND SOZIALVERSICHERUNG JULI UND AUGUST 2012 
 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag1 10.07.2012 10.08.2012 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag – – 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag – – 

Umsatzsteuer2 10.07.2012 10.08.2012 

Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung – – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 13.07.2012 13.08.2012 

Gewerbesteuer – 15.08.2012 

Grundsteuer – 15.08.2012 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 – 20.08.2012 

Sozialversicherung5 27.07.2012 29.08.2012 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 01.01.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an An-
teilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende (bei Dau-

erfristverlängerung einen Monat später) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden 

Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. Bei Zahlung durch Scheck ist seit dem 
01.01.2007 zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Die Schonfristendet da-
mit entsprechend früher. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vor-
gezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitli-
cher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit an die jeweilige Einzugs-
stelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage 
vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf 
einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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►UNTERNEHMER / BETEILIGUNGEN 

Geltendmachung eines Investitionsabzugsbetrags 
nach Abschluss der begünstigten Investition 
Für Unternehmer, die ihren Gewinn mittels Einnah-
me-Überschussrechnung ermitteln, ergeben sich 
aufgrund einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs 
Gestaltungsmöglichkeiten: 
· Es ist aus der Sicht am Ende des Gewinnermitt-

lungszeitraums zu beurteilen, ob eine „künftige“ 
Anschaffung gegeben ist, für die ein Investitions-
abzugsbetrag geltend gemacht wird. 

· Das Wahlrecht kann noch nach Einlegung eines 
Einspruchs ausgeübt werden. 

· Der Unternehmer muss nicht schon im Zeitpunkt 
der Anschaffung eines Wirtschaftsguts die Ab-
sicht gehabt haben, einen Investitionsabzugsbe-
trag geltend zu machen. 

Reinvestitionsfrist und Anforderungen an Investi-
tionsabsicht bei Rücklage für Ersatzbeschaffung 
Scheidet ein Wirtschaftsgut durch höhere Gewalt 
(z. B. Brand) aus dem Betriebsvermögen aus, kann 
zur Vermeidung der Aufdeckung von stillen Reser-
ven eine Rücklage für Ersatzbeschaffung gebildet 
werden. Voraussetzung ist u. a., dass innerhalb einer 
bestimmten Frist ein funktionsgleiches Wirtschafts-
gut angeschafft oder hergestellt wird. 
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass die Re-
investition innerhalb von vier Jahren, bei Herstel-
lung eines neuen funktionsgleichen Gebäudes inner-
halb von sechs Jahren nach Bildung der Rücklage 
erfolgen muss. Wird die Investitionsabsicht vor Ab-
lauf der Frist aufgegeben, ist die Rücklage im Zeit-
punkt der Aufgabe der Absicht aufzulösen. In allen 
anderen Fällen ist die Gewinn erhöhende Auflösung 
der Rücklage bei Fristablauf vorzunehmen. 

Behandlung von Provisionen für die eigene Zeich-
nung von Fondsanteilen durch einen gewerblichen 
Vermittler 
Ein Anlageberater vermittelte Schiffsbeteiligungen 
von Gesellschaften, die in Form einer GmbH & Co. 
KG betrieben wurden (sog. Fondsgesellschaften). An 
einigen Schiffsfonds beteiligte er sich selbst und hielt 
die Beteiligungen im Privatvermögen. Nach einer 
Außenprüfung behandelte das Finanzamt die Eigen-
provisionen als Betriebseinnahmen des Anlagebera-
ters. Dieser behauptete, die Eigenprovisionen seien 
von den Fondsgesellschaften als Sonderbetriebsein-
nahmen behandelt oder von den Anschaffungskos-
ten seiner Beteiligung gekürzt worden. 
Der Bundesfinanzhof hat der Auffassung des Fi-
nanzamts zugestimmt. Grund dafür war, dass er die 
Vereinbarungen nicht mit den Fondsgesellschaften, 
sondern mit den Emissionshäusern geschlossen hat-

te. Damit war eine Berücksichtigung der Provisions-
einnahmen als Sonderbetriebsausgaben bei den 
Fondsgesellschaften ausgeschlossen. Dies galt im 
Übrigen auch für die Provisionseinnahmen aus der 
Vermittlung solcher Beteiligungen an Dritte. 

Ablauf der Verjährungsfristen bei Antrag auf Ver-
schiebung einer Außenprüfung 
Steuerbescheide können nach Ablauf der gesetzli-
chen Verjährungsfristen nicht mehr geändert wer-
den. Wird vor Ablauf der Frist mit einer Außenprü-
fung begonnen, verlängert sich die Möglichkeit zur 
Änderung bis zum Ende des vierten Jahres nach 
dem Abschluss der Außenprüfung. Gleiches gilt, 
wenn der Beginn einer Außenprüfung auf Antrag 
des Betroffenen hinausgeschoben wird. Liegen ande-
rerseits die Gründe für den verzögerten Beginn der 
Außenprüfung in der Sphäre des Finanzamts, laufen 
die Verjährungsfristen ab. Haben die Ursachen für 
den hinausgeschobenen Prüfungsbeginn sowohl der 
Betroffene als auch die Finanzverwaltung zu vertre-
ten, kommt es ausschließlich darauf an, welche 
Gründe für das Hinausschieben maßgeblich waren. 
Unter Beachtung dieser Rahmenbedingungen ist im 
anschließend geschilderten Fall der Antrag des Be-
troffenen auf ein Auswertungsverbot von Ergebnis-
sen einer Betriebsprüfung vom Bundesfinanzhof ab-
gelehnt worden. Auf eine im November 1996 ange-
ordnete Betriebsprüfung für die Jahre 1991 bis 1993 
beantragte das Unternehmen ohne Nennung von 
Gründen ein Hinausschieben des für Dezember 1996 
vorgesehenen Prüfungsbeginns. Der Antrag war 
zeitlich nicht befristet. Das Finanzamt gab dem An-
trag statt. Die Prüfung begann im Februar 2000 und 
endete ein Jahr später. Die geänderten Steuerbe-
scheide folgten erst im Mai 2004. 
Da vor Ablauf der Fristen zur Festsetzung der jewei-
ligen Steuern einem Antrag auf Hinausschieben der 
Prüfung stattgegeben wurde, liefen die Fristen zur 
Auswertung der Prüfungsergebnisse und zur Fest-
setzung der festzusetzenden Steuern erst vier Jahre 
nach Abschluss der Prüfung, also am 31.12.2005, ab. 

►ARBEITGEBER / ARBEITNEHMER 

Aufwendungen für Auslandsgruppenreise als 
Werbungskosten 
Ob ein beruflicher Anlass für eine Auslandsgrup-
penreise vorliegt, hängt von der fachlichen Organi-
sation des Programms und den besonderen berufli-
chen Bedürfnissen der Teilnehmer ab. Wesentlich ist 
auch, dass es sich um einen homogenen Teilnehmer-
kreis handelt. Die Aufteilung von Aufwendungen 
für eine solche Reise in einen beruflichen und priva-
ten Anteil richtet sich nach den hierfür von der 
Rechtsprechung entwickelten Grundsätzen. Eine 
solche Trennung setzt allerdings voraus, dass es 
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überhaupt möglich ist, Aufwendungen in einen be-
ruflichen und privaten Anteil zu trennen. 
Bei einer Chinareise, bei der fast ausschließlich tou-
ristisch interessante Orte und Sehenswürdigkeiten 
besucht werden und die keinen unmittelbaren Bezug 
zu einer beruflichen Tätigkeit hat, ist eine derartige 
Aufteilung nicht möglich. Auch wenn mit der Teil-
nahme an einer solchen Reise eine allgemeine Ver-
pflichtung zur beruflichen Fortbildung erfüllt oder 
die Reise von einem Fachverband angeboten wird, 
ändert sich an dieser Beurteilung nichts. 

Verfassungswidrigkeit eines sog. Treaty override 
Der Bundesfinanzhof hat dem Bundesverfassungs-
gericht die Frage vorlegt, ob eine Vorschrift im Ein-
kommensteuergesetz eine Besteuerung von Einkünf-
ten aus nichtselbstständiger Arbeit eines unbe-
schränkt steuerpflichtigen Arbeitnehmers auch vor-
sieht, wenn die Besteuerung einem anderen Staat zu-
steht, der von seinem Besteuerungsrecht aber keinen 
Gebrauch macht und der Arbeitnehmer nicht nach-
weisen kann, dass der andere Staat entweder förm-
lich auf das Besteuerungsrecht verzichtet hat oder in 
dem anderen Staat Steuer entrichtet worden ist. 
Hintergrund für das Normenkontrollersuchen war, 
dass ein Geschäftsführer und Arbeitnehmer für eine 
inländische Kapitalgesellschaft in der Türkei gear-
beitet und für den Arbeitslohn Steuerbefreiung in 
Deutschland beantragt hat. Diese verwehrte ihm das 
Finanzamt, weil er nicht nachweisen konnte, dass 
die Türkei auf das Besteuerungsrecht verzichtet. 

Nachforderung von Gesamtsozialversicherungs-
beiträgen bei möglicherweise illegalem Beschäfti-
gungsverhältnis 
Bei Verletzung objektiver zentraler Pflichten des So-
zialversicherungsrechts, wie Zahlungs-, Melde-, 
Aufzeichnungs- und Nachweispflichten, ist für die 
Annahme der Illegalität des Beschäftigungsverhält-
nisses ein zumindest bedingter Vorsatz erforderlich. 
So entschied das Bundessozialgericht im Falle eines 
Baggerbetriebs, der einen nicht bei der Sozialversi-
cherung gemeldeten Polen auf der Grundlage eines 
Subunternehmervertrags beschäftigt hatte. 
Bei einer Betriebsprüfung wurde ein illegales Be-
schäftigungsverhältnis angenommen und zur Er-
mittlung der Beitragsbemessungsgrundlage das Net-
toentgelt auf ein Bruttoarbeitsentgelt hochgerechnet. 
Möglicherweise zu Unrecht, wie das Gericht ent-
schied. Zwar lag ein Verstoß gegen zentrale Pflichten 
des Sozialversicherungsrechts vor, es habe jedoch 
keine Überzeugungsbildung zu der Frage stattge-
funden, ob bei dem Arbeitgeber ein auf diese Pflich-
ten und die Nichtabführung von Beiträgen gerichte-
ter Vorsatz bestand. Diese Feststellung muss das 
Landessozialgericht nun nachholen und die Hoch-
rechnung anschließend überprüfen. 

Anpassung der Betriebsrente 
Bei Gewährung einer betrieblichen Altersrente sind 
Arbeitgeber verpflichtet, alle drei Jahre eine Anpas-
sung der laufenden Leistungen zu prüfen und hierü-
ber nach billigem Ermessen zu entscheiden. Dadurch 
soll gewährleistet werden, dass der reale Wert der 
Betriebsrente erhalten bleibt. Hierzu hat das Bun-
desarbeitsgericht entschieden, dass der Arbeitgeber 
dafür zu sorgen habe, dass ein seit Rentenbeginn 
sich ergebender Kaufkraftverlust ausgeglichen, also 
das ursprüngliche Verhältnis von Leistung und Ge-
genleistung wieder hergestellt werde. Dies gelte 
auch dann, wenn der Prüfungszeitraum sowohl 
Zeiträume vor dem 01.01.2003 als auch Zeiträume 
nach dem 31.12.2002 erfasse. In diesem Falle könne 
der zutreffende Betrag ggf. im Wege der sog. Rück-
rechnungsmethode aus dem Verbraucherpreisindex 
für Deutschland und dem zuvor maßgeblichen 
Preisindex für die Lebenshaltung von Vierpersonen-
haushalten von Arbeitern und Angestellten mit mitt-
lerem Einkommen ermittelt werden. 

Freistellung zur Pflege eines Angehörigen kann 
nur ein Mal verlangt werden 
In Betrieben mit mehr als 15 Arbeitnehmern können 
die Beschäftigten eine Freistellung von der Arbeit 
verlangen, wenn sie einen nahen Angehörigen pfle-
gen. Sie können diese Freistellung allerdings nur ein 
Mal verlangen, und zwar für einen Zeitraum von 
maximal sechs Monaten. Dies musste ein Betriebs-
mittelkonstrukteur erfahren, der bei seinem Arbeit-
geber im Jahre 2009 eine Arbeitsfreistellung für fünf 
Tage beantragt und gewährt bekommen hatte, da-
nach aber weitere Freistellungen verlangte. Der Ar-
beitgeber stellte sich auf den Standpunkt, durch die 
einmalige Gewährung der Freistellung sei der ge-
setzliche Anspruch des Arbeitnehmers erloschen, 
auch wenn jener die sechs Monate nicht ausge-
schöpft habe. Der betreffende Arbeitnehmer klagte, 
verlor aber in allen Instanzen, zuletzt vor dem Bun-
desarbeitsgericht. Nach Ansicht des Gerichts handelt 
es sich bei dem betreffenden Antrag des Arbeitneh-
mers um ein einmaliges Gestaltungsrecht, welches 
auch dann erlischt, wenn der Arbeitnehmer nur we-
nige Freistellungstage in Anspruch nimmt. Offen 
gelassen hat das Bundesarbeitsgericht dabei, ob der 
Arbeitnehmer seine vollen Freistellungsansprüche 
hätte sichern können, wenn er die Pflegezeit durch 
einmalige Erklärung auf mehrere getrennte Zeitab-
schnitte verteilt hätte. 

►UMSATZSTEUER 

Vorsteuerabzug setzt eindeutige und leicht nach-
prüfbare Identifizierung der abgerechneten Leis-
tung voraus 
Der Bundesfinanzhof hat seine ständige Recht-
sprechung bestätigt, wonach eine Rechnung bzw. 
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Gutschrift nur dann zum Vorsteuerabzug berechtigt, 
wenn sie eine eindeutige und leicht nachprüfbare 
Identifizierung der abgerechneten Leistung enthält. 
Diese Anforderung erfüllt die Angabe „zur Deckung 
Ihrer erhaltenen Vorauszahlungen“ in einer Gut-
schrift jedenfalls dann nicht, wenn nicht erkennbar 
ist, auf welchen Zeitraum und welche konkreten 
Leistungen sich die Vorauszahlungen beziehen. 

Eröffnung des Insolvenzverfahrens führt noch 
nicht zur Vorsteuerberichtigung 
Veräußert der Insolvenzverwalter umsatzsteuerfrei 
ein Grundstück, das zuvor vom Schuldner umsatz-
steuerpflichtig mit Vorsteuerabzug erworben wor-
den war, führt erst die Veräußerung zu einer Ände-
rung der Verhältnisse. Die Eröffnung des Insolvenz-
verfahrens ändert die tatsächliche Verwendung nicht 
und führt noch nicht zu einer Vorsteuerberichtigung. 
Der sich aus der Vorsteuerberichtigung ergebende 
Anspruch des Finanzamts stellt deshalb eine in vol-
ler Höhe zu bedienende Masseverbindlichkeit (und 
keine nur mit der Insolvenzquote zu bedienende In-
solvenzforderung) dar. Die Vorsteuer ist im Fall der 
Veräußerung innerhalb eines Zehn-Jahres-Zeitraums 
nach Anschaffung zeitanteilig zu berichtigen. 

►KINDER 

Kein Kindergeld während einer Übergangszeit von 
mehr als vier Monaten zwischen Schulzeit und 
gesetzlichem Wehr- oder Zivildienst 
In Bestätigung seiner bisherigen Rechtsprechung hat 
der Bundesfinanzhof jetzt nochmals entschieden, 
dass die Viermonatsregelung für eine Übergangszeit 
zwischen zwei Ausbildungsabschnitten nicht verfas-
sungswidrig ist. 
Für ein Kind, das das 18., aber noch nicht das 25. 
Lebensjahr vollendet hat, besteht Kindergeldan-
spruch, wenn es sich in einer Übergangszeit von 
höchstens vier Monaten zwischen zwei Ausbil-
dungsabschnitten befindet. Dies gilt auch für den 
Zeitraum zwischen einem Ausbildungsabschnitt und 
der Ableistung des gesetzlichen Wehr- oder Zivil-
dienstes oder eines ähnlichen Dienstes. Nach Auf-
fassung des Gerichts ist die im Gesetz geregelte 
Viermonatsfrist nicht verlängerbar. 
Da mit Wirkung ab 01.07.2011 die gesetzliche Wehr-
pflicht und auch der Ersatzdienst ausgesetzt wurde, 
hat diese Frage aktuell für solche Fälle keine Bedeu-
tung mehr. 

►ALLE STEUERPFLICHTIGEN 

Schenkung an den Ehegatten durch Zahlungen auf 
ein Oder-Konto 
Zahlungen eines Ehegatten auf ein Gemeinschafts-
konto (sog. Oder-Konto) können zu einer der Schen-

kungsteuer unterliegenden Zuwendung an den an-
deren Ehegatten führen. Maßgebend ist, ob der nicht 
einzahlende Ehepartner nach den Vereinbarungen 
der Eheleute und der Verwendung des Guthabens 
zur Hälfte am Kontoguthaben beteiligt ist. Je häufi-
ger der nicht einzahlende Ehegatte auf das Guthaben 
des Gemeinschaftskontos zugreift, um eigenes Ver-
mögen zu schaffen, umso stärker spricht dieses Ver-
halten für eine Schenkung. Das Finanzamt muss an-
hand objektiver Tatsachen nachweisen, dass der 
nicht einzahlende Ehegatte im Verhältnis zu seinem 
Ehepartner tatsächlich und rechtlich frei zur Hälfte 
über das eingezahlte Guthaben verfügen kann. 

Häusliches Arbeitszimmer eines Pensionärs mit 
zusätzlichen Einkünften aus selbstständiger Tä-
tigkeit 
Der Abzug der Aufwendungen für ein häusliches 
Arbeitszimmer ist sachlich und betragsmäßig be-
schränkt. Die Aufwendungen für ein häusliches Ar-
beitszimmer sowie die Kosten der Ausstattung dür-
fen grundsätzlich nicht als Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten angesetzt werden. Diese Abzugs-
beschränkung gilt nicht, wenn für die betriebliche 
oder berufliche Tätigkeit kein anderer Arbeitsplatz 
zur Verfügung steht. In diesem Fall wird die Höhe 
der abzugsfähigen Aufwendungen auf 1.250 € be-
grenzt. Diese betragsmäßige Beschränkung gilt nicht, 
wenn das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der ge-
samten betrieblichen und beruflichen Betätigung 
bildet. Der Mittelpunktbegriff ist in erster Linie qua-
litativ zu verstehen, also danach, ob im Arbeitszim-
mer die wesentlichen und prägenden Tätigkeiten 
verrichtet werden. Bei der Beurteilung des qualitati-
ven Mittelpunkts der gesamten betrieblichen und 
beruflichen Betätigung sind sämtliche Einkunftsarten 
einzubeziehen, auch solche, bei denen eine bloße 
Nutzenziehung im Vordergrund steht. 
Das Niedersächsische Finanzgericht hatte über fol-
genden Fall zu entscheiden: Ein Pensionär erstellte 
Gutachten, erzielte damit Einkünfte aus selbststän-
diger Tätigkeit. Studium, Überprüfung und Auswer-
tung der Akten nahm er im häuslichen Arbeitszim-
mer vor. Das Finanzamt bezog diese Einkünfte und 
die Pension in die Beurteilung des qualitativen Mit-
telpunkts ein. Das Finanzgericht war anderer An-
sicht: Einkünfte, denen keinerlei aktive Tätigkeit zu 
Grund liegt, spielen keine Rolle. Insbesondere gilt 
dies für Alterseinkünfte wie Pensionen oder Renten. 
Mit anderen Worten: Bei einem Pensionär oder 
Rentner müssen die frühere Tätigkeit und die daraus 
bezogenen Versorgungsbezüge bei Beantwortung 
der Frage, ob der unbeschränkte Abzug von Auf-
wendungen für ein häusliches Arbeitszimmer zu 
gewähren ist, außer Betracht bleiben. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entschei-
den. 


